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Der Gesetzentwurf ist mit der Haushaltstage verein- 
bar. 

Der Gesetzentwurf sieht die Neuregelung der Frei- 
fahrtvergünstigung für Schwerbehinderte und ihre 
notwendige Begleitperson vor. Der begünstigte Per- 
sonenkreis wird gegenüber der bisherigen Regelung 
erweitert und ohne Berücksichtigung der Ursache 
der Behinderung abgegrenzt. Unentgeltlich befördert 
werden künftig im Nahverkehr Schwerbehinderte 
im Sinne des § 1 des Schwerbehindertengesetzes, so- 
fern sie in ihrer Bewegungsfähigkeit im Straßenver- 
kehr erheblich beeinträchtigt sind, sowie die Be- 
gleitperson Schwerbehinderter, sofern eine ständige 
Begleitung notwendig ist. Darüber hinaus soll im 
Fernverkehr auch die Begleitperson Schwerbehinder- 
ter, sofern eine ständige Begleitung notwendig ist, 
unentgeltlich befördert werden. Der Gesetzentwurf 
paßt dabei den Nahverkehrsbegriff den modernen 
Verkehrsgegebenheiten an. Die Fahrgeldausfälle 
durch die unentgeltliche Beförderung sollen den Un- 
ternehmen nach einem Vom-Hundert-Satz der nach- 
gewiesenen Fahrgeldeinnahmen erstattet werden. 

Nach dem geltenden Recht hatten der Bund und die 
Länder auch bisher Kosten aufgewendet, die in den 
laufenden Haushalten bzw. in der Finanzplanung 
eingestellt waren (Hinweis auf die in der Druck- 
sache 8/2453 auf Seite 16 abgedruckten Übersicht). 


Der federführende Ausschuß für Arbeit und Sozial- 
ordnung hat über die Regierungsvorlage hinaus wei- 
tere finanzwirksame Änderungen beschlossen. Unent- 
geltlich befördert werden sollen künftig alle Schwer- 
behinderten mit einer Minderung der Erwerbs- 
fähigkeit um wenigstens 80 v. H. Eine Freifahrtbe- 
rechtigung soll auch der notwendigen Begleitperson, 
auch von schwerbehinderten Kindern bis zur Vollen- 
dung des vierten Lebensjahres, zugestanden wer- 
den. In den Begriff „Nahverkehr" sollen auch die 
Nahverkehrszüge der Deutschen Bundesbahn im Um- 
kreis von 50 km vom Wohnort sowie der nichtbun- 
deseigenen Eisenbahnen einbezogen werden. 

Der Gesetzentwurf führt insgesamt in der Fassung 
der Beschlußempfehlung des federführenden Aus- 
schusses für Arbeit und Sozialordnung sowohl für 
den Bund als auch für die Länder zu Mehrkosten. 
Diese betragen — unter der Annahme, daß der Ge- 
setzentwurf frühestens am 1. September 1979 in 
Kraft treten wird — für den Bundeshaushalt 


1979 

1 700 000 

DM 

1980 

5 100 000 

DM 

1981 

6 900 000 

DM 

1982 

6 500 000 

DM. 
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Die Mehraufwendungen der Länder werden wie 
folgt geschätzt: 

1979 18 700 000 DM 

1980 76 100 000 DM 

1981 75 400 000 DM 

1982 111 300 000 DM. 

Für die auf den Bundeshaushalt entfallenden Kosten 
ist für das Haushaltsjahr 1979 Deckung bei Kap. 
1111 Tit. 682 01 vorhanden. Für die Folgejahre wer- 
den die Mehrkosten in der Finanzplanung berück- 
sichtigt. 

Dabei geht der Haushaltsausschuß davon aus, daß 
hinsichtlich des Nahverkehrs die Durchführung des 


Gesetzes — wie bisher auch — einheitlich den Län- 
dern als eigene Angelegenheit obliegt. Die Länder 
haben demgemäß nach Artikel 104 a Abs. 1 GG die 
Kosten za tragen, mit Ausnahme der Kosten für 
Kriegs- und Wehrdienstbeschädigte, die dem Bund 
zur Last fallen. Hinsichtlich des Fernverkehrs wer- 
den die Aufwendungen für die Erstattung der Fahr- 
geldausfälle vom Bund getragen. Die Finanzierungs- 
kompetenz ergibt sich aus der insoweit vorgesehe- 
nen Verwaltungszuständigkeit des Bundesverwal- 
tungsamtes. 

Dieser Bericht beruht auf der vom federführenden 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung vorgelegten 
Beschlußempfehlung zu dem Gesetzentwurf. 


Bonn, den 14. März 1979 
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